
A u s  d e n  G r ü n d e n :
Die Zivilkammer hat bei ihrer Entscheidung den 

Inhalt des § 18 MSchG verkannt. Die sehr allgemeine 
Formulierung des § 18 MSchG: „Im Wege der einst­
weiligen Verfügung darf die Herausgabe eines Miet­
raumes nicht angeordnet werden“ mag zu dieser 
falschen Auslegung, wie sie vom Kreisgericht vorge­
nommen wurde, Anlaß gegeben haben, so daß die 
Zivilkammer den Erlaß einer einstweiligen Verfügung 
des Mieters gegen den Vermieter auf Herausgabe von 
Mietraum als unzulässig ansah. Diese Bestimmung ist 
aber Bestandteil des Mieterschutzgesetzes und soll 
selbstredend dem Schutz des Mieters vor unberechtig­
ten Zugriffen des Vermieters dienen. Nach § 18 MSchG 
hat der Vermieter, dessen Möglichkeiten zur Beendi­
gung eines Mietverhältnisses ibzw. zum Herausverlan­
gen eines Mietraumes durch die §§ 2 ff., 27 MSchG 
umrissen sind, keine Möglichkeit, das sonst nur durch 
eine Räumungsklage erzielbare Ergebnis auf dem 
Umweg über eine einstweilige Verfügung zu erreichen 
hzw. vorwegzunehmen. Dies ist der eigentliche Sinn 
der genannten Bestimmung.

Die Entscheidung über eine Beendigung des Mietver­
hältnisses bzw. Herausgabe von Mietraum soll, sofern 
das Mieterschutzgesetz Anwendung findet, stets nur 
nach gründlicher Prüfung im ordentlichen Verfahren 
erfolgen. Dem steht aber nicht entgegen, daß der 
Mieter vom Vermieter -bzw. von anderen Mietern im 
Wege der einstweiligen Verfügung die Herausgabe 
eines Mietraumes verlangen kann. Gerade bei Streitig­
keiten zwischen Mietern bzw. zur Abwehr von Über­
griffen des Vermieters, die sich um den Besitz von 
Mietraum drehen, kommt es im allgemeinen auf eine 
Beschleunigung der Entscheidung an, um Klarheit in 
diesen für das tägliche Leben der Bürger äußerst be­
deutungsvollen Fragen zu schaffen. Am besten kann 
dies auf dem Wege des einstweiligen Verfügungsver­
fahrens geschehen. Der vorliegende Fall, in dem sich 
der Vermieter unberechtigt in den Besitz eines vom 
Antragsteller bzw. dessen Tochter genutzten Zimmers 
setzte und nun auf Grund seiner stärkeren Stellung als 
Hauseigentümer dem Antragsteller die Rückgabe des 
Mietraumes verwehrt, zeigt sehr eindringlich, daß es 
gerade unseren sozialistischen Rechtsanschauungen 
entspricht und erforderlich ist, daß der Mieter sich 
durch einstweilige Verfügung schnell derartiger Über­
griffe des Vermieters erwehren kann. § 18 MSchG kann 
lediglich so verstanden und ausgelegt werden, daß nur 
der Vermieter sich bei Durchsetzung seines Heraus­
gabeverlangens von Wohnraum gegenüber Mietern 
nicht der einstweiligen Verfügung bedienen kann. Diese 
Einschränkung des allgemeinen Wortlautes der gesetz­
lichen Bestimmung ergibt sich zweifelsfrei aus dem 
Charakter des Mieterschutzgesetzes. Der Zulässigkeit 
der vom Antragsteller beantragten einstweiligen Ver­
fügung steht demnach nichts im Wege.

Der Senat hat in der mündlichen Verhandlung auf 
Grund der Beweisangebote der Parteien Beweis er­
hoben.

Der Vertreter der Staatsanwaltschaft vertrat die Auf­
fassung, daß eine solche Beweisaufnahme ln diesem

Verfahren, das sich um die Aufrechterhaltung oder 
Beseitigung einer einstweiligen Verfügung bewegt, 
nicht zulässig sei. Der Senat kann diese Auffassung 
nicht teilen. Es ist zwar richtig, daß im einstweiligen 
Verfügungsverfahren gern. §§ 920, 936 ZPO nur der 
dem Antrag zugrunde liegende Anspruch und der 
Grund der Geltendmachung glaubhaft zu machen sind. 
Diese Bestimmung schränkt die Pflicht des Gerichts zur 
Wahrheitserforschung wesentlich ein. Der Senat ist 
aber der Auffassung, daß dem Gericht, sofern die 
Parteien die in diesem Verfahren möglichen Voraus­
setzungen für eine gründlichere Wahrheitserforschung 
zum Beispiel durch Beweisantritt erbringen, auch die 
Erhebung von Beweisen möglich ist. Diese Auffassung 
wird gestützt auf die §§ 936, 920, 294 ZPO. § 294 ZPO 
besagt, daß eine Parted zur Glaubhaftmachung, die 
sonst im Verfügungsverfahren ausreichend ist, sich 
aller Beweismittel bedienen kann, mit der Einschrän­
kung, daß die Beweisaufnahme sofort möglich sein 
muß. Die Parteien haben in diesem Verfahren in den 
Schriftsätzen vom 25. Oktober 1958 und 15. November 
1958 für ihre Behauptungen durch Benennung der 
später vom Senat vernommenen Zeugen Beweis ange­
treten. Sie hätten nun im Termin die Zeugen stellen 
können und dem Senat die Fassung eines Beweis­
beschlusses und Durchführung der Beweisaufnahme 
nahelegen können. Eine derartige Beweisaufnahme 
wäre zweifelsohne zulässig gewesen. Es bestand aber 
für den Senat auch die gesetzliche Möglichkeit, gern. 
§ 272b Abs. 2 Ziffer 4 ZPO die Zeugen, auf die die 
Parteien zum Nachweis ihrer Behauptungen ausdrück­
lich Bezug genommen haben,'zum Termin zu laden und 
dann nach entsprechender Beschlußfassung die Beweis­
aufnahme durchzuführen. Auf diese Weise erfüllte das 
Gericht seine Pflicht, die von den Parteien angebotenen 
Beweise auch zu erheben. Diese Pflicht besteht, sofern 
die Mittel zur Glaubhaftmachung der Berechtigung des 
Anspruchs das Gericht nicht zu überzeugen vermögen, 
auch im einstweiligen Verfügungsverfahren. Die 
Fragen, über die die Zeugen zu vernehmen waren, ob 
der Antragsteller den Besitz an dem streitigen Boden­
zimmer durch Herausräumen der Möbel oder durch 
die Erteilung der Zustimmung zum Herausräumen der. 
Möbel aufgegeben hat, ob die Sonderregelung beim 
Wohnungstausch vom Rat der Stadt genehmigt wurde 
oder ihrer Genehmigung etwas entgegenstand und 
schließlich ob eine Befristung der Nutzung des Boden­
zimmers durch die Tochter des Antragstellers bis zum 
Frühjahr 1958 vereinbart worden war, hatten für die 
Entscheidung des Streitfalls erhebliche Bedeutung. 
Ohne Erhebung dieser Beweise wäre das Gericht seiner 
Pflicht zur Erforschung der objektiven Wahrheit nicht 
genügend nachgekommen. § 294 Abs. 2 ZPO stand der 
Durchführung der Beweisaufnahme auch nicht ent­
gegen, denn die Beweisaufnahme erfolgte ja sofort im 
ersten vom Senat anberaumten Termin. Diese Bestim­
mung soll nur verhindern, daß das sich besonders 
durch den Beschleunigungsgrundsatz auszeichnende 
einstweilige Verfügungsverfahren nicht durch beson­
dere, eine Vertagung erfordernde Beweistermine be­
lastet und verlängert wird. Die verfahrensrechtlichen 
Bedenken der Staatsanwaltschaft sind nach alledem 
unbegründet.
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